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Rea~ des Vorsitzenoen der CDU und PräsiGenttn Ger Volks ­
kammer oer DDR auf einem Forum mit Abgeoroneten und 
Mitglieoern von Aussdlüssen der Nationalen Front, oas aus 
Ar'Jlaß Ger /6. Ostseewod7e am 11. Juli 1973 in (Jreifswa/() stRtt­
fanD 

Zum 16. Male findet in diesem Jahr die Ostseewoche statt. 
Ihre Losung . Die Ostsee mutj ein Meer des Friedens sein'" hat 

. die breite Unterstützung der Völker rund um das Baltische Meer. 
Freundschaftliche Begegnungen und sachliche Gespräche der 
Teilnehmer aus der Sowjetunion, aus der Volksrepublik Polen 
und aus der DDR mit den Gästen aus den nordeuropäischen 
Staaten fördern die gemeinsamen Interessen und Auffassungen. 
Sie unterstützen den Kampf um die europäische Sicherheit, stär­
ken das internationale Ansehen der Deutschen Demokratischen 
Republik und helfen, der fruchtbaren Zusammenarbeit der Ost­
see-Anliegerstaaten den Weg zu bereiten. Die Prinzipien der Ver­
ständigung auf gleichberechtigter Grundlage zum umfassenden 
gegenseitigen Nutzen sind seit jeher der Ausgangspunkt für alle 
Beratungen gewesen, die während der Ostseewoche von Vertre­
tern der Öffentlichkeit und des gesellschaftlichen Lebens aus 
Staaten mit verschiedenartiger Gesellschaftsordnu ng geführt wor­
den sind. Die gleichen Prinzipien sind es, die sich inzwischen 
weit über den Bereich der Ostseeländer hinaus als vorherr­
schende Nonnen des internationalen Lebens mehr und mehr 
durchgesetzt haben. So hat die Ostseewoche in den 15 Jahren 
ihrer Durchführung einen Beitrag dafür geleistet, datj sich in 
Europa und in der Welt eine neue Lage herausbilden konnte. 

Veränderungen vor grotjer Tragweite sind in diesen eineinhalb 
Jahrzehnten auf unserem Kontinent und im Gesamtbereich der 
internationalen Beziehungen vor sich gegangen. Die Sowjetunion 
und die gesamte sozialistische Staatengemeinschaft sind politisch, 
ökonomisch und militärisch erstarkt. Das Kräfteverhältnis in der 
Welt hat sich fortschreitend und mit beschleunigtem Tempo zu­
gunsten des Friedens verlagert. Das Gewicht sozialistischer Frie­
denspolitik hat entscheidend zugenommen. Die Friedensoffensive 
der Sowjetunion und ihrer Verbündeten, unterstützt von allen 
anderen antiimperia1istischen Kräften, hat zum Abbau der inter­
nationalen Spannungen geführt und in der gesamten weltpoliti­
schen Entwicklung eine Wende zum Besseren bewirkt - eine 
Wende zur friedlichen Koexistenz zwischen Staaten unterschied­
licher sozialer Systeme. Besonders deutlich zeichnen sich dieo;e 
Veränderungen auf unserem Kontinent ab; hier hat die wach­
sende Einheit und Geschlossenheit der soyalistischen Gemein­
schaft die nachhaltigsten Fortschritte zu Entspannung und Frie-
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den herbeigeführt. Ihr Ausdruck ist die europäische Konferenz 
für Sicherheit und Zusammenarbeit, die in der vergangenen 
Woche in Helsinki ihre Arbeit aufgenommen hat. 

Diese erste umfassende Staatenkonferenz unseres Erdteils in 
der Nachkriegsgeschichte ist ein hervorragendes, ja ein histori­
sches Ereignis in der Entwicklung Europas . ... Sie ist berufen" - so 
sagte der sowjetische Auljenminister Andrej G rom y k 0 in 
seiner Rede in Helsinki -, ... Orientierungspunkt~ der friedlichen 
Entwicklung in Europa auf lange Sicht zu setzen." Dem Zusam­
mentritt der Konferenz ist ein langwieriger und beharrlicher 
Kampf um ihr Zustandekommen vorausgegangen. Dabei hat sich 
die Sowjetunion immer wieder als Zentrum und Rückhalt des 
Strebens der Völker nach Frieden und Sicherheit bewährt. Von 
ihr nahm der Gedanke der kollektiven Sicherheit Europas seinen 
Ausgang, und sie war der mutigste und standhafteste Vorkämp­
fer für seine Verwirklichung. Es sei daran erinnert, dalj schon 
vor vierzig Jahren, im Dezember 1933, das Zentralkomitee der 
KPdSU angesichts der faschistischen Gefahr seinen ersten Beschlulj' 
gefaljt hat, der die demokratischen Staaten Europas zu einem 
kollektiven Sicherheitspakt gegen die von Hitler-Deutschland 
ausgehende Kriegsdrohung aufrief. Uns allen noch gut im 
Gedächtnis sind die Vorschläge zu einem umfassenden System 
der gesamteuropäischen Sicherheit, die von der Sowjetunion auf 
der Aufjenministerkonferenz der vier Mächte 1954 in Berlin 
unterbreitet wurden. In den dreiljiger wie in den fünfziger Jah­
ren scheiterten diese Friedensinitiativen am Widerstand der im­
perialistischen Staaten. Heute, in den siebziger Jahren, hat sich 
die internationale politische Konstellation von Grund auf gewan­
delt. Heute ist die Autorität der Sowjetunion und der ganzen 
sozialistischen Gemeinschaft - gestützt auf ihre reale Macht - in 
einem solchen Umfang gewachsen, da(J ihr konsequenter Frie­
denskurs immer mehr die Haupttendenzen des weltpolitischen 
Geschehens bestimmt. 

Als die Mitgliedstaaten des Warschauer Vertrages 1966 auf 
der Tagung des Politischen Beratenden Ausschusses in Bukarest 
die anderen Länder Europas zur Bildung eines gesamteuropä­
ischen Sicherheitssystems aufriefen, reagierten die herrschenden 
Kreise der imperialistischen Länder noch ablehnend. Heute, 
sieben Jahre später, ist die Konferenz über europäische Sicher­
heit und Zusammenarbeit Wirklichkeit geworden, Immer wieder 
haben die sozialistischen Staaten inzwischen ihr Verhandlungs­
angebot präzisiert und entsprechend den jeweils neuen Bedin­
gungen ihre Vorschläge schöpferisch weiterentwickelt. Der 
Kampf um die Einberufung der Konferenz mit allen seinen Sta-

uonen und Resultaten ist ein lebendiges Beispiel für koordinierte 
sozialistische Auljenpolitik: für ihre Kontinuität und Prinzipien­
festigkeit, für ihren beweglichen und elastischen Charakter, für 
ihr konstruktives und mobilisierendes Wesen, für ihre überein· 
stimmung mit den Interessen der Völker. 

Das Ziel sozialistisdler Au.f)enpolitik besteht darin, die günstig­
sten äuljeren Bedingungen für den planmäfjigen, ungestörten 
Aufbau des Sozialismus und Kommunismus zu schaffen. Das ent­
spricht zugleich dem Bestreben, den Völkern die Schrecken eines 
neuen Krieges zu ersparen. Frieden zu schaffen und Frieden zu 
sichern ist der Hauptinhalt der Diplomatie der sozialistischen 
Länder. Deswegen geht es ihr im Gl'undanliegen darum, beste­
hende Konfliktherde einzudämmen und auszuräumen, dem Ent­
stehen neuer Konflikthel·de ·von vornherein vorzubeugen, das 
heifjt die Gefahr militä rischer ZusammenstöJje auszuschalten und 
das internationale Klima grundlegend zu verbessern. Damit wird 
den Lebensinteressen nicht allein der Völkel· der sozialistischen 
Staaten, sondern aller Völkel· unseres Kontinents und der ande­
ren Kontinente Rechnung getragen. 

Diese Lebensinteressen der Völker sind im Friedenspl'ogramm 
des XXIV. Parteitages der KPdSU zusammengefaljt. Es zeigt den 
Anhängern des Friedens in aller Welt die reale Perspektive des 
friedlichen und gleichberechtigten Zusammenlebens aller Staaten, 
gleich welcher Gesellschaftsordnung. Es ist ein zeitgerechtes Pro­
gramm im doppelten Sinne des Wortes: es entspricht den realel) 
Möglichkeiten unserer Epoche, die durch die wachsende Ober­
legenheit des Sozialismus gegenüber dem Kapitalimus gekenn­
zeichnet wird - und es kam zur rechten Zeit, um dIe Kraft der 
gesamten sozialistischen Weltgemeinschaft und aller antiimperia­
listischen Kräfte auf die Lösung der Hauptpl·obleme zu richten, 
die gegenWärtig im Interesse der Friedenssicherung bewältigt 
werden müssen. So wurde das Friedensprogramm des XXIV. Par­
teitages der KPdSU zum Al'i:tionsprogramm für die eng aufein­
ander abges timmte auljenpolitische Aktivität aller Staaten det· 
sozial istischen Gemeinschaft und zum Wegweiser für alle, die 
gewillt sind, realistisch an die Fragen heranzugehen, deren posi­
tive Klärung über die friedliche Zukunft der Menschheit ent­
scheidet. 

Der Generalsekretär des Zentralkomitees der KPdSU, Leonid 
Iljitsch B res h n e w, der sich so hervorragende Verdienste um 
die Ausarbeitung und Durchsetzung der Friedenspolitik der 
Sowjetunion und ihrer Verbündeten erworben hat, bezeichnete 
es in seiner groljen Rede zum 50. Jahrestag der UdSSR als die 
wichtigste Aufgabe, .. das Knäuel der internationalen Spannungen 
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zu entwirren". Das ist in d er Tat die Hauptlinie der sowjetischen 
AufJenpoJitik in der jüngsten Zeit gewesen, und in diesem Bemü­
hen hat sie seit dem XXIV. Parteitag der KPdSU geradezu bahn~ 
brechende Erfolge erzielt. Aber im Grunde ist diese Linie der 
Politik der friedlichen Koexistenz bereits seit den ersten Tagen 
des Sowjetstaa tes die Grundlinie seiner Beziehungen zu den 
nichtsozialistischen Ländern. Sie entspringt nicht irgendwelcben 
konjunkturbedingten Erwägungen, sondern dem Wesen des 
Sozialismus überhaupt. Er will keinen Krieg, weil das Werk der 
arbeitenden Menschen nur im Frieden gedeihen kann. Er will 
zuverlässige Garantien für den Frieden, weil die neue Gesell­
schaft nur im Frieden errichtet und vollendet werden kann. Des­
wegen sind die Sowjetunion und die anderen Staaten der sozia­
listischen Gemeinschaft auch bereit, bei der Verwirklichung ihrer 
Friedenspolitik mit allen anderen interessierten Staaten konstruk­
tiv zusammenzuarbeiten. 

Davon zeugt besonders eindrucksvoll die positive internatio­
nale Entwicklung der jüngsten Zeit. Dem zunehmenden Durch­
setzungsvermögen sozialistischer Friedenspolitik vor allem ist es 
zu verdanken, da6 bedeutsame zwischenstaatliche Vereinbarun­
gen zustande kommen konnten, mit denen eine Reihe der Haupt­
hindernisse auf dem Wege zu stabiler internationaler Sicherheit 
beseitigt wurden: 

• Das tapfere vietnamesische Volk konnte mit Unterstützung 
der Sowjetunion und der ander en sozialistischen Bruderländer, 
getragen von umfassender internationaler Solidarität aller Fort­
schritts- und Friedensk iäfte, die amerikanischen Aggressoren 
zum Abzug zwingen; damit sind neue, günstige Bedingungen 
für den Kampf um die Verwirklichung seiner nationalen Grund­
rechte geschaffen. Dem entschlossenen Vorgehen der Sowjetunion 
und der anderen Staaten des Weltsozialismus ist es gelungen, zu 
verhindern, dalj der Krieg in Südostasien sich zu einem Welt· 
brand ausgeweitet hat. 

• In Europa wurden die imperialistischen Staaten dazu ver­
anlaljt, die Ergebnisse des zweiten Weltkrieges und der Nach­
kriegsentwicklung völkerrech tlich anzuerkennen, insbesondere 
die auf unserem Kontinent bestehenden Grenzen und die sou­
veräne. gleichberechtigte Existenz der Deutschen Demokratischen 
Republik. Das ist der Hauptinhalt der Verträge der UdSSR, der 
VR Polen, der DDR und der CSSR mit der BRD, des Vierseitigen 
Abkommens über Westberlin und der anderen völkerrechtlichen 
Vereinbarungen. die von den gesch ichtlich gewachsenen Reali­
täten in Europa ausgehen und ihnen das verbindliche Siegel der 
Unwiderruflichkeit verleihen. 
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• Im Verhältnis der Sowjetunion zu Frankreich, den USA, 
zur BRD, zu Italien und anderen bedeutenden kapitalistischen 
Staaten ist eine grundlegende Wende von der f rüheren Konfron­
tation zur friedlichen Koexistenz u nd zu beiderseitig vorteilhafter 
Zusammenarbeit eingetreten. Im Zusammenhang damit haben 
sich durch die Begegnungen und Gespräche zwischen den Staats­
männern auf höchster Ebene neue Formen der Diplomatie und 
des zwischenstaatlichen Verkehrs herausgebildet, die als neuer 
ständiger Faktor der internationalen Friedenssicherung wirken 
und bereits jetzt ihre Bewährungsprobe im Leben bestanden 
haben. 

• Wich tige Maljnahmen zur Einschränkung des Wettrüstens 
konnten vereinbart und weitere Schritte zu diesem Ziel auf I der 
Basis gleichwertiger Sicherheit für alle beteiligten Seiten VQl"­

bereitet werden. Das betrifft vor a llem den sQwjetisch-amerika­
nischen Vertrag zur Verhütung eines Kernwaffenkrieges mit 
seiner unschätzbaren Bedeutung für die Sicherhei t der jetzigen 
und der kommenden Generationen, aber auch die Abmachungen 
über die Begrenzung der strategischen Waffensysteme der UdSSR 
und der USA, das Verbot der bakteriologischen und toxischen 
Karnpfmittel sowie die übereinkunft über den Beginn der Ver­
handlungen zur Reduzierung von Tr uppen und Rüstungen in 
Mit~eleuropa. 

Alle diese Ergebnisse der Friedenspol it ik der Sowjetunion und 
der gesamten sozialistischen Gemeinschaft führ en dazu, datj die 
Periode des kalten Krieges zu Ende geht. Die Hauptrichtung, 
in del' sich gegenwärtig die internationale Lage entwickelt, ist 
eindeutig das Bestreben, strittige Probleme mit friedlichen Mit­
teln zu lösen. In den zweiseitigen Verträgen und Vereinbarun­
gen zwischen sozia li stischen und kapitalistischen Ländern aus 
jüngster Zeit sind wesentliche Elemente und Voraussetzungen 
gesicherten Friedens und friedlidtel' Koexistenz bereits vorge­
zeichnet und fest verankert. Das bezieht sich vor allem auf die 
Grundsätze der Unverletzlichkeit der Staa tsgrenzen und der 
territorialen Integrität, der gegenseitigen Nichteinmischung in 
die inneren Angelegenheiten des anderen Staates, der souveränen 
Gleichheit und Unabhäng igkeit der Staaten, des Vel'zichts auf 
Anwendung oder Androhung von Gewalt. 

Damit sind günstige Möglichkeiten gegeben, jetzt jm gesamt­
europäischen und im internationa len Ma./jstab entscheidende 
Schritte zu unternehmen, dami t die positiven Veränderungen 
unwiderruflich werden und weiteren Fortschritten der Weg 
bereitet werden kann. Eben darin besteht "für den europäischen 
Bereich die Aufgabe der Staatenkonferenz für Sicherheit und 
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Zusammenarbeit in Helsinki. Ihr Sinn und ihr Ziel ist es, die 
bisherigen Ergebnisse des Entspannungsproz~sses zu festigen 
und den Weg zu umfassender multilateraler Zusammenarbeit auf 
der Basis souveräner Gleichheit aller beteiligten Staaten freizu~ 

legen. Die gegenwärtige Verteilung der Kräfte auf unserem Kon~ 
tinent und in der Welt gibt alle Voraussetzungen ab, dieses Ziel 
zu erreichen. Das setzt natürlich die Bereitschaft aller Partner, 
ihren guten Willen und die Einsieht in die Realitäten auch bei 
jenen voraus, die dazu vorher - man mufj das offen sagen -
keineswegs immer bereit gewesen sind. Grofj, ja einzigartig ist 
die geschichtlidle Chance, die sich jetzt bietet. um unserem Kon~ 
tinent zu einem dauerhaften Frieden zu verhelfen. Grofj ist also 
die Verantwortung, die auf allen in Helsinki zusammengekom­
menen Staaten ruht. 

Gerade in Europa ist die Aufgabe, ein stabiles System der 
Sicherheit und Zusammenarbeit zu schaffen, besonders vorddng­
lieh. Die Völker unseres Kontinents haben die Menschheit mit 
grofjen wirtschaftlichen, wissenschaftlieh~technischen und geistig~ 
kulturellen Leistungen und Errungenschaften bereichert. Aber 
Europa ist auch der Erdteil, von dem durch die Schuld des 
Imperialismus zwei Weltkriege ihren Ausgang genommen 
haben - Kriege, die Not und Tod, Leid und Zerstörung über die 
Völker gebracht haben. Quer durch Europa zieht sich heute die 
Trennlinie zwischen den beiden einander gegenüberstehenden 
Gesellschaftssystemen und ihren militär~politisdlen Gruppierun4 

gen; hier sind die gri?fjten Bestände der gefährlichsten Vernich~ 
tungswaffen konzentriert. Gerade die Staaten unseres Erdteils 
aber sind auch unmittelbar darauf angewiesen, eng und fruchl 4 

bar zusammenzuwirken, um die Probleme der wissenschaftlich~ 
technischen Revolution und andere Fragen von gemeinsamem 
Interesse gleichberechtigt miteinander zu lösen. Nur in Frieden 
und Sicherheit kann Europa gedeihen und sich weiter entwickeln. 
Der Schlüssel dafür - diese Erkenntnis hat sich immer weitel' 
durchgesetzt - ist ein zuverlässiges System kollektiver Sicherheit 
und Zusammenarbeit. Nidlt in der Konfrontation politischer, mili~ 
tärischer und wirtschaftlicher Gruppierungen, sondern allein in 
einem gleichberechtigten Miteinander der Staaten unabhängig 
von ihrer sozialpolitischen Orientierung kanp Europa - wie dies 
die Staaten des Warsdlauer Vertrages vor eineinhalb Jahren in 
ihrer Prager Deklaration gefordert haben - .. zu einem Raum 
dauerhaften und festen Fl'iedens" werden, MZU einem Faktor der 
Stabilität und Verständigung in der ganzen Welt .... 

"Nicht Allianzen und Bündnisse der einen oder anderen Art", 
erklärte unser Auljenminister Otto W i n zer in seiner Rede auf 
der Konferenz in Helsinki, Mnicht Mächtegruppierungen oder ihr 
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EinfIulj in diesem oder jenem Teil Europas, sondern die gemein~ 
samen Interessen und das Recht aller Völker auf ein friedliches 
Leben und auf steigende Wohlfahrt ;"erden die historische Mis­
sion unserer Konferenz bestimmen." Damit hat der Au6enmini~ 
ster der Deutschen Demokratisch~n Republik in völliger Überein~ 
stimmung mit. den Au(j:enministern der anderen sozialistischen 
Tei lnehmerstaaten der Konferenz den geschichtlichen Auftrag 
umrissen, den die Völker unseres Kontinents den Beratungen 
über gesamteuropäische Sicherheit und Zusammenarbeit gestellt 
haben. 

Dabei kommt ohne jeden Zweifel den Grundfragen der Sicher­
heit , die Priorität zu. Der sowjetische Aufjenminister Andrej 
Gromyko hat dazu den Entwurf einer allgemeinen Deklaration 
der Konferenz über die Grundlagen der europäischen Sicherheit 
und über die Prinzipien der Beziehungen zwischen den Staaten 
in Europa eingebracht. Dieses Grundsatzdokument enthält als 
Zusammenfassung geschichtlicher Erfahrungen und aktueller 
politischer Erfordernisse von höchster Dringlichkeit den Katalog 
der Völkerrechtsnormen, auf die sich alle Bemühungen um die 
Festigung der Sicherheit und der Zusammenarbeit auf unserem 
Kontinent zu stützen haben. Deshalb hat der sowjetische Ent~ 

wurf nicht allein in Konferenzkreisen, sondern in der gesamten 
europäischen und internationalen Öffentlichkeit stärkste Beach­
tung gefunden. Schon heute läfjt sich absehen, da6 er die weite~ 
ren Diskussionen in der ersten und zweiten Phase der Konferenz 
entscheidend bestimmen wird. 

Mit vol1em Recht nehmen die Prinzipien der Unverletzlichkeit 
der Grenzen und der territorialen Integrität der Staaten einen 
hervorragenden Platz in diesem Entwurf ein. Alle Aggressions~ 

kriege in der Geschichte Europas nahmen ihren Anfang durch 
Streitigkeiten über den Grenzverlauf und durch übergriffe auf 
das Territorium fremder Staaten. Die deutschen Imperialisten 
vor allem waren es, die immer wieder die Grenzen anderer Staa~ 
ten in Frage gestellt und mit ihrem ungezügelten Expansions­
drang fremde Völker überfallen haben. Jeder weifj, da6 noch 
vor gar nicht langer Zeit in der Bundesrepublik revanchistisdle 
Kreise tonangebend waren und dan diese Kräfte auch heute 
noch die Wiederherstellung des Deutschen Reiches in seinen 
früheren Grenzen verlangen, Um so gröfjer ist demgegenüber die 
Pflicht aller realistisch denkenden Regierungen in Europa, solche 
Quellen der Kriegsdrohung zu ·verstopfen, die Unantastbarkeit 
der bestehenden Grenzen zu garantieren und gegenseitig die 
territoriale Integrität aller europäischen Staaten in ihren gegen~ 
wärtigen Grenzen zu respektieren, 
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Von gleich gr06er Bedeutung ist in dem sowjetischen Dekla­
rationsentwurf das Prinzip der souveränen Gleichheit aller 
Staaten. Nur wenn die Gleichheit aller Teilnehmerstaaten eines 
gesamteuropäischen Sicherheitssystems - ungeachtet ihrer Grö6e 
oder Bevölkerungszahl, ihres ökonomischen oder militärischen 
Potentials, ihrer politischen und sozialen Ordnung - uneinge­
schränkt anerkannt wird, können stabile Sicherheit und gleich­
berechtigte friedliche Zusammenarbeit gewährleistet werden. Ver­
ständlidlerweise ist die Deutsche Demokratische Republik gemein­
sam mit den sozialistischen Bruderländern besonders nachhaltig 
daran interessiert, dafj dieses Prinzip in der Grunrlsatzdeklara­
tion der europäischen Staatenkonferenz verankert und bel.:räftigt 
wird. Mehr als zwei Jahrzehnte hindurch haben die Bundesrepu­
blik und andere imperialistische Staaten versucht, der Deutschen 
Demokratischen Republik die gleichberechtigte Teilnahme am 
internationalen Leben zu verwehren. Die Kraft der Realitäten hat 
diese Versuche scheitern lassen; aber über lange Jahre hinweg 
waren sie eine Quelle ständiger Spannungen in Europa und im 
gesamten System der internationalen Beziehungen. Heute sieht 
jeder, da6 auf der Grundlage der Gleichheit, der Unabhängigkeit 
und der Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten des 
anderen zwischenstaatliche Beziehungen von neuer Qualität und 
von grofjem Vorteil für alle beteiligten Staaten und Völker ent­
wickelt und ausgebaut werden können; dazu leistet die Deutsche 
Demokratische Republik einen aktiven und konstruktiven Bei­
trag. Es entspricht unseren eigenen Erfahrungen, wenn Aul1en­
minister Cromyko in seiner Rede auf der Konferenz in Helsinki 
den Verzicht auf die frühere Politik des diplomatischen Boykotts 
der DDR als eine der wesentlichsten Wandlungen der jüngsten 
Zeit in Europa gekennzeichnet und erneut die Grundwahrheit 
betont hat, .. dafj es ohne Berücksichtigung der Intel'eSsen der 
DDR oder auf Kosten ihrer Interessen unmöglich ist, in Europa 
ernsthaft zu verhandeln"'. 

Auch zu den anderen Punkten der TagesOl'dnunq haben die 
Länder der sozialistischen Staatengemeinschaft in Helsinki l.:on­
krete Diskussionsgrundlagen eingebracht. Wenn diese Vorschläge 
verwirklicht werden, sind alle Vorbedingungen gegeben, um 
Europa endlich zu einem Kontinent des Friedens und der frucht­
baren Zusammenarbeit werden zu lassen, zu einem Beispiel für 
die Wirksamkeit und für die Lebenskraft der Prinzipien der 
friedlichen Koexistenz zwischen Staaten un·tersdliedlicher sozial­
ökonomischer Systeme. Das wird zugleich einen gewich tigen Bei­
trag zur weltweiten Entspannung bedeuten. Die europäische und 
die intemationale Sidlerheit hängen wechselseitig auf das engste 
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zusammen und bedingen einander. Die Normalisierung der Ver. 
hältnisse in Europa - dafür sprechen alle geschichtlichen und 
gegenWärtigen Erfahrungen - wirkt sich wohltuend auf die 
Minderung der Spannungen auch in anderen Räumen der Erde 
aus. Umgekehrt giJt aber auch die Erkenntnis, da6 Schritte zum 
Abbau internationaler Spannungen wesentlich dazu angetan sind, 
normale und friedliche zwischenstaatliche Beziehungen auf un­
serem Kontinent zu fördern. 

Besonders bedeutsam sind dabei die jüngsten Abkommen und 
Vereinbarungen zwischen der Sowjetunion und den Vereinigten 
Staaten, die bei dem Besuch L. 1. Breshnews in den USA unter­
zeichnet worden sind. Sie sind in hervorragendem Ma6e geeig. 
net, den Frieden zu sichern und auf Jahrzehnte hinaus zu erhal. 
ten. Ein gesicherter Friede aber ist nicht allein für die Völker 
der Sowjetunion und der Vereinigten Staaten, sondern für alle 
Völker der Erde und namentlich für die Völker unseres Konti­
nents von lebenswichtiger Bedeutung. Jeder kann sich zum Bei­
spiel vorstellen, welche verheerenden Folgen auf unserem dicht­
besiedelten und hochindustrialisierten ErdteiJ ein Krieg mit 
Raketen und Kernwaffen nach sich ziehen würde. Deswegen sind 
alle, denen die Sicherheit Europas und die friedliche Zukunft 
seiner Völker am Herzen liegen, froh und glücklich darüber, 
dafj die Sowjetunion und die Vereinigten Staaten übereingekom­
men sind, ihre Beziehung,en zueinander auf die Grundlage der 
friedlich en Koexistenz zu stellen, die strategischen Waff~msysteme 
zu begrenzen und gemeinsam abgestimmte Mafjnahmen zur Ver­
hinderung eines Nuklearkrieges zu treffen. 

Unsinnig ist also das Argument. durch die Abmachungen der 
Sowjetunion mit den Vereinigten Staaten würden die Rechte und 
Interessen anderer Länder und Völker beeinträchtigt. Auf der 
Sowjetunion und den Vereinigten Staaten ruht eine besonders 
graue Verantwortung dafür, da6 der Weltfriede aufrechterhalten 
und die Sicherheit der Völker gewährleistet wird. Von dieser 
Verantwortung ist die Sowjetunion zeit ihres Bestehens ausge­
gangen. Seit einiger Zeit legt unter dem Ei;ndruck des neuen 
internationalen Kräfteverhältnisses auch die amerikanische Regie­
rung mehr Einsicht in die Realitäten an den Tag. Auf dieser 
Grundlage ist es gelungen, Verträge und Abkommen zustande zu 
bringen, die friedenssichernden Charakter tragen. Sie finden die 
Zustimmung der verantwortungsbewuljten politischen Kreise auf 
aUen "Kontinenten und die Unterstützung aller friedliebenden 
Völker. 

In dem Kommunique über den Aufenthalt L. I. Breshnews in 
den Vereinigten Staaten haben beide Seitt!n sich verpflichtet, nach 

11 



Kräften zum Erfolg der europäischen Staatenkonferenz beizu­
tragen. Das wird ohne Frage wesentlich helfen. in der dritten 
Phase der Konferenz - nach Möglidlkeit auf hödlster Ebene -
zu Beschlüssen zu kommen, die auf lange Sicht den Frieden und 
die Zusammenarbeit in Europa garantieren. Auf solche Weise 
entsteht auf unserem Kontinent ein Modellbeispiel für das neue 
System zwischenstaatlicher Beziehungen, wie es dem Charakter 
unserer Epoche - der Epoche des Übergangs vom Kapitalismus 
zum Sozialismus - entspricht. Der geschichtlich neue Inhalt 
dieser unserer Epoche, charakterisiert durch das Nebeneinander4 

bestehen von Staaten verschiedener Gesellschaftsordnungen und 
durch die Klassenauseinandersetzung zwischen bei den Systemen, 
macht jeden Vergleich zwischen d~r qesamteuropäischen Sicher­
heitskonferenz und früheren europäischen Staatenkonferenzen 
von vornherein hinfä1lig. Heute bestehen gänzlich neue gesell­
schaftliche Voraussetzungen und Notwendigkeiten für die Rege­
lung des Verhältnisses zwischen 'den beteiligten Staaten. 

Wenn dieser Maljstab angelegt wird, dann wird auch offen­
sichtlich, dalj die Parallelen zwischen der Konferenz von Hel­
sinki und dem Wiener Kongreij von 1814115, die in der BRD 
jetz.t häufig gezogen werden, historisch nicht gerechtfertigt sind. 
Gewilj: auch in Wien trafen sich Abgesandte aller damals in 
Europa bestehenden Staaten. 216 an der Zahl, mit Ausnahme der 
Türkei. Aber sie kamen nach Wien, um die territoriale Neuauf­
tei1ung unseres Kontinents nach den napoleonischen Kriegen mit­
einander auszuhandeln und um gemeinsam die Restauration der 
Feudalherrschaft in den europäischen Staaten zu beschlienen. In 
Helsinki dagegen geht es darum, den Frieden und die Zukunft 
für Europa zu gewinnen, dabei von den bestehenden Realitäten 
auszugehen und den Wettstreit zwischen Staaten verschiedener 
Gesellschaftsordnungen in friedliche Bahnen zu lenken. In Wien 
saljen gekrönte Häupter oder ihre Bevol1mächtigten am Ver­
handlungstisch. In Helsinki sitzen die Völker mit am Tisch, da 
die Sache der europäischen Sicherheit zur Sache der gesamten 
friedliebenden ÖffentlichkeIt unseres Kontinents geworden ist. 
Das ist das wichtigste Fundament für den Erfolg der Beratun­
gen auf dieser gesamteuropäischen "Staatenkonferenz. 

Gerade bei den Völkern Nordeuropas ist in let7.ter Zeit die 
Erkenntnis gewachsen, dan die imperialistisdle Politik der Block­
bildung weder die Sicherheit ihrer Länder garantieren noch dazu 
beitragen kann, ihre inneren Probleme zu lösen. Im Gegenteil: 
Diese Politik ist nur dazu angetan. die Spannungen zu verschär­
fen und die Unsicherheit zu erhöhen. Es mehren sich die 
Anzeichen dafür, dalj die nordeuropäischen Staaten - selbst die-
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jenigen, die der NATO angehören - nicht mehr bereit sind, ihre 
eigenen Interessen widerspruchslos denen der imperialistischen 
Hauptmächte unterzuordnen. Dänemark hat sidl geweigert, sei­
nen Beitrag zu den Militärausgaben der NATO zu erhöhen und 
die Kürzung der Dienstzeit für die Wehrpflichtigen rückgängig 
zu machen. In Norwegen hat sich die Mehrheit der Bevölkerung 
gegen den Beitritt des Landes zur EWG entschieden. Island 
leistet in den Auseinandersetzungen, die von Groljbritannien 
und der BRD verächtlich als "Kabeljaukrieg" bezeichnet werden, 
heftigen Widerstand gegen Beschränkungen seiner Hoheitsrechte. 
Die schwedische Regierung hat sich in ihrer Einstellung zum 
Vietnam-Problem auch durch diplomatische Erpressungsversuche 
der USA nicht beirren lassen. Finnland schlieljIich hat mit seinem 
allgemein anerkannten Kurs auf Frieden und Entspannung einen 
hervorragenden Beitrag zum Zustandekommen der europäischen 
Sicherheitskonferenz geleistet. 

So treten die nordeuropäischen Staaten von ihren jeweiligen 
Voraussetzungen her immer entschiedener für die Festigung ihrer 
staatlichen Souveränität ein und beziehen Stellung gegen die 
imperialistische Gewaltpolitik. Die Öffentlichkeit dieser Länder 
vertritt immer nachhaltiger den Standpunkt, 'daij die einzige 
Alternative zu dem Risiko der NATO-Politik darin besteht. die 
Bestrebungen zur kollektiven Sicherheit Europas zu unterstützen 
und gutnachbarliche Beziehungen zu den anderen Staaten unseres 
Kontinents zu entwickeln. Eine solche unabhängige Politik ent­
spricht den nationalen Interessen dieser Länder und zugleich 
den Erfordernissen der Friedenssicherung in E!.1ropa insgesamt. 
Dieser sachliche und vernünftige Standounkt findet naturqemäf; 
auch die verständnisvolle Unterstützung der Deutschen Demo­
kratischen Republik ebenso wie der ander.n Staat~n der ~o7.ia­
listischen Gemeinschaft. 

Nachdem nun alle nordeuropäischen Staaten die Deutsche 
Demokratische Republik völkerrechtlich anerkannt und gleich­
berechtigte diplomatische Beziehungen zu ihr hergestellt haben, 
sind weitaus bessere Bedingungen gegeben, die bilaterale und 
multilaterale Zusammenarbeit im Geiste guter Nachbarschaft zu 
vertiefen und sie entsprechend den Bedürfnissen und Möglich­
keiten der beteiHgten Seiten schrittweise auszuweiten. Das 
betrifft in erster Linie die Handelsverbindungen, diE' sich in 
letzter Zeit in erfreulichem Malje entwickelt haben. Das bezieht 
sich aber auch auf die wissenschaftlich-technische Zusammen,,; 
arbeit in deren Bereich es noch beträchtliche Reserven zu er­
schlieljen gilt. Gemeinsam sind die DeutscQ.c Demokratische Repu­
blik und die nordeul'opäischen Staaten daran interessiert die 
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Verkehrsbeziehungen auszugestalten und Fragen des Umwelt­
s~utzes .im Ostseeraum auf gegenseitig vereinbarter Grundlage 
Jmt veremten Kräften zu lösen. Schlie6lich wird sich auch der 
kulturelle Austausch zwischen unseren Staaten und Völkern -
wie gerade die Erfahrungen der Ostseewoche immer wieder 
zeigen - im Sinne der Freundschaft der Völker noch erweitern 
lassen. 

Zu Verhandlungen und Vereinbarungen übel' alle Problem der 
gegenseitigen Beziehungen ist die Deutsche Demokratisch e 
Republik im Interesse der Sicherheit und Zusammenarbeit im 
Ostseeraum und im gesarnteuropäischen Bereich auch weiterhin 
bereit. Aber auch in den nordeuropäischen Ländern selbst wirken 
vitale Interessen und starke Strömungen des gesellschaftlichen 
Lebens in die gleiche Richtung. Die sichtbaren Erfolge der Poli­
tik .. ~er fri edlichen Koexistenz, die positiven Veränderungen im 
pohtIschen Leben unseres Kontinents stärken auch in den skan­
dinavischen Ländern, in Finnland und in Island jene Kräfte, die 
dafür eintreten, dalj die Lage in Europa zielstrebig weiter nor­
malisiert wird. Der Verlauf der 16.0stseewoche beweist aber­
mals da6 diese Vertreter der demokra tischen Öffentlichkeit der 
nordeuropäischen Staaten in ihrem Streben nach weiterer Ent­
spannung und Verständigung jederzeit auf uns rechnen können . 
dan sie in der Regierung und im Volk der Deutschen Demokra­
tischen Republik zuverlässige Freunde und Verbündete besitzen. 

Bei unserer Zusammenarbeit mit den progressiven und fried­
liebenden Kräften in den nordeuropäischen Staaten lassen wir 
u?s von der Tatsadle leiten, dalj die öffentliche Meinung, wie 
bisher, so auch gegenwärtig und in Zukunft eine grolje Rolle 
im Kampf um die Sidlerheit Europas spielt. Die Kraft der Völker 
war es, die auch die . f rüher zögernden Regierungen einer Reihe 
kapitalistischer Staaten veranla6t hat, auf die Vorschläge der 
sozialistischen Staatengemeinschaft zur europäischen Sicherheit 
einzugehen und im Konferenzsaal in Helsinki Platz zu nehmen. 
Die Stimme der Völker wird es auch künftig sein, die immer 
wieder und mit wachsendem Nachdruck die Verwirklichung der 
vereinbarten Maljnahmen für Frieden und Zusammenarb~it in 
Europa verlangen wird. Die ungeteilte Aufmerksamkeit der euro­
näischen Öffentlichkeit wird darüber wachen, dan die Sicher­
heitskonferenz positive Ergebnisse erbringt und dalj ihre Resul­
tate wirksam in die Tat umgesetzt werden. 

Das Ringen um Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa hat 
die Gemeinsamkeit der Friedenskräfte auf unserem Kontinent -
von den kommunistischen und Arbeiterparteien bis hin zu kirch­
lichen Kreisen - gerade in letzter Zeit ständig enger werden 
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lassen. Diesen Zusammenschlu6, diese Aktionseinheit im Eintre­
ten für gemeinsame Lebensinteressen weiter zu festigen ist eine 
bedeutsame Aufgabe auch der Ostseewochen. Sie llsben viel dazu 
beigetragen, den Gedank en der europäischen Sicherheit im 
wahrsten Sinne des Wortes populär zu machen, das heiljt, ihn 
im Denken und Handeln der Völker zu ver"wurzeln. Die 16. Ost­
seewoche ist im besonderen Malje berufen, die öffentliche Mei­
nung der Ostsee-Anliegerstaaten, Norwegens und Is!ands für die 
Durchsetzung der Ziele der europäischen Sicherheitskonferenz zu 
gewinnen und zu mobilisieren. 

Die weitgesteckten Ziele der europäischen Sicherheit und 
Zusa~menarbeit erfordern weitere beharrliche Anstrengungen 
der sozialistischen Staaten. aber auch der demokra~ischen Kreise 
in den kapitalistischen Ländern. Nach wie vor versuchen reak­
tionäre Kräfte in den nichtsozialistischen Staaten, die Ziele der 
Sicherheitskonfel'enz zu sabotieren und dem Erfolg der Beratun­
gen entgegenzuwirken. Das ist ein weiterer Beweis dafür, dalj 
der Imperialismus seine aggressiven Absichten im Grunde kei­
neswegs aufgegeben hat. Die Realitäten zwingen ihn, sich dem 
neuen Kräfteverhältnis in Europa und in der Welt anzuoassen. 
Daraufhin ändert er seine Taktik und modifiziert die Formen 
seiner Politik. Er hat sich vel'an lant gesehen, eine Reihe von 
überholten und offensichtlich aussichtslosen Methoden gegen 
neue Varianten auszuwechseln. Dazu gehört zum Beispiel. datj 
bes timmte Kreise in imperialistischen Staaten nunmehr die 
qesamteuropäische Sicherheitskonferenz für Ziele ausnutzen wol­
len, die mit den eigentlichen Anliegen der europäischen Sicher­
hei t und Zusammenarbeit überhaup t nichts zu tun haben. Diese 
Bestrebungen werden sch eitern, wetI sie dem Geist der Zeit und 
weil sie dem Willen der Völker widersoreehen. Die sozialistischen 
Staaten. eng um die Sowjetunion zusammengeschlossen. verfügen 
über ein klares Konzept zur Rege1unq der Probleme. die in Hel­
sinki und dann in Genf zur Diskussion stehen. Wir haben allen 
Grund. dem Er~ebnis dieser Beratungen mit Optimismus ent­
gegen:r.usehen. Alles b erechtiqt uns zu der Gewinheit. dan es um 
die Sache der europäischen Sicherheit dank der Stärke des Sozia­
lismus und dank del' Aktivität der Friedenskräfte heute so gut 
bestellt ist wie nie zuvor. 

Die Deutsche Demokratische Republik wird alles tun, was in 
ihrer Kraft steht, um den Erfolg der Sicherheitskonferenz zu 
gewährleisten. Bereits in der Vorbereitung hat sie tatl<räftig und 
initiativreich das Ihre unternommen, damit die Konferenz mit 
allen Aussichten auf ein gutes Gelingen zQsammentreten 'konnte. 
Als festes Glied in der Gemeinschaft der Mitgliedsländer des 
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Warschauer Vertrages war sie daran beteiligt, die vielfältigen 
Appelle und Vorschläge auszuarbeiten, die den Rahmen für die 
Konferenz abgesteckt und ihre Einberufung in die Wege geleitet 
haben. Ihre Initiative zum Abschlu6 der Verträge und Verein­
barungen mit der BRD und dem Senat von Westberlin, aber auch 
ihre Hilf.e beim Zustandekommen des Vierseitigen Abkommens 
und anderer völkerrechtlicher Abmachungen haben bedeutsamen 
Anteil daran, da6 der Weg nach Helsinki geebnet wurde. Kon­
struktiv und ver~ntwortungsbewu6t hat unsere Republik auch 
den Ablauf der multilateralen Konsultationen in Dipoli gefördert. 

In jeder Phase der Vorbereitung auf Helsinki handelte uns~r 
Staat im Einklang mit dem Friedenskonzept des VIII. Partei­
tages der SED, das sich seinerseits völlig in die Grundlinie des 
Friedensprogramms des XXIV. Parteitages der KPdSU und in die 
vereinbarte Au6enpolitik aller Staaten der sozialis tisdlen Gemein­
schaft einfügt. Eindrucksvoll ist die Bilanz, die zwei Jahre nach 
dem VIII. Parteitag der SEn übel' die Erfüllung seiner Beschlüsse 
auch auf auljenpolitischem Gebiet gezogen werden kann. Punkt 
für Punkt geht das Friedenskonzept dieses Parteitages in Erfül­
lung: 

• Vor zwei Jahren versicherte er die Bereitschaft der Deut­
schen Demokratischen Republik, für die baldmögliche Einberu­
fung der gesamteuropäischen Konferenz einzutreten und als 
gleichberechtigter Teilnehmer ohne jegliche Vorbedingungen auf 
ihren Erfolg hinzuwirken. Heute ist die gleichrangige Teilnahme 
der Deutschen Demokratischen Republik in Helsinki einz' selbst­
verständliche Realität des politischen Lebens, die von nieman­
dem mehr bestritten wird. 

• Vor zwei Jahren erklärte der VIII. Parteitag der SED die 
Bereitschaft unserer Republik, Mitglied der Vereinten Nationen 
und ihrer Spezialorganisationen zu werden. Heute ist die DDR 
durch Ständige Beobachter bei den 'Vereinten Nationen in 
New York und in Genf .akkreditiert, sie wirkt mit allen Rechten 
und Pflichten jn einer Reihf' ihrer Spezialorganisationen mit, und 
ihr Aufnahmegesuch in die UNO wurde vom Sicherheitsrat 
befürwortet. Die bevorstehende Aufnahme der DDR in die Welt­
organisation wird das Prinzip der Universalität der Vereinten 
Nationen bekräftigen und unserem Staat Gelegenheit geben, 
~eine vielfältig anerkannten Grundsätze und Erfahrungen im 
Kampf um Frieden und Sichel'heit international noch wirksamer 
zur Geltung zu bringen. 

• Vor zwei Jahren erklärte der VIII. Parteitag der SED die 
Bereitschaft der DDR, normale und gleichberechtigte diploma­
tische Beziehungen mit allen Staaten auf der Grundlage gegen-

16 

sei tiger Achtung der Souveränität aufzunehmen. Heute unterhält 
die DDR Beziehungen solchet· Art zu 81 Staaten, und mit wei­
teren Ländern sind Verhandlungen über det'en Herstellung im 
Gange. 

• Des weiteren betonte der VIII. Parteitag der SED den Wil­
len der DDR, normale Beziehungen entspt'echend den Regeln 
des Völkel'1'echts auch zur BRD aufzunehmen. Das Tl'ansitabkom­
men, der Verkehrsvertrag und vor allem der Berliner Grund­
lagenvertrag haben auch diese Forderung erfüllt. 

• Das gleiche gilt für den fünften und letzten Punkt des 
Friedenskonzepts, das der VIII. Parteitag der SED beschlossen 
und verkündet hatte: für ein normales Verhältnis gegenüber 
Westberlin. Auch hier sind inzwischen die bekannten vertrag­
lichen Regelungen in ~raft getreten, die davon ausgehen, dalj 
Westberlin nicht zur BRD gehört, und die dazu beitragen, die 
Lage im Zentrum EUl'opas zu entspannen. 

Bei den Verträgen der DDR mit der BRD handelt es sich um 
völkerrechtlidle Verträge zwischen zwei souveränen und vonein­
ander unabhängigen Staaten mit unterschiedlicher Gesellschafts­
ordnung. Diese Verträge ändern nichts an den l'ealen Gegen­
sätzen zwischen Sozialismus und Imperialismus, an der Unver­
einbarkeit der sozialökonomischen und politischen Systeme oder 
der gesellschaftlidlen Ideologien, die in dem einen und in dem 
anderen deutschen Staat herrschen. Die Verträge bieten die völ­
kerrechtswirksame Grundlage dafür, daf) beide Staaten ihr Ver­
hältnis zueinander auf der Basis der friedlichen Koexistenz ent­
wickeln. Das entspricht dem Ziel des Sozialismus, der seine 
Überlegenheit nicht auf dem Schlachtfeld, sondern auf dem Felde 
des friedlichen Wettbewerbs beweisen will Das entspricht aber 
auch den' Interessen der Bevölkerung in der BRD und liegt nicht 
zuletzt im Sinne des europäischen Friedens. Wenn die BRD 
ebenso wie die DDR den Grundlagenvertrag stril<: t einhält und 
voll durchführt, so wird das dazu angetan sein, die Entspannung 
in Europa zu unterstützen. 

Die Ostseewochen tragen viel dazu bei, das neue Klima auf 
unserem' Kontinent wirksam zu fördern. Die Veranstaltungen, 
die in diesen Tagen stattfinden, verbreiten den Geist der Freund­
schaft zwischen den Völkern der sozialistischen und der nicht­
sozialistischen Ostseestaaten. Viele Besucher aus den nordeur0-
päischen Ländern haben während der Ostseewoche Gelegenheit, 
sich mit dem real existierenden Sozialismus vertraut zu machen, 
also die Wirklichkeit unseres Lebens kennenzulernen und unsere 
gesellschaftlichen Errungenschaften am "'konkreten Beispiel in 
Augenschein zu nehmen. Alle diese Begegnungen und Gespräche 
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werden helfen, die Verständigung zwischen unseren Völkern und 
Staaten weiter zu entwickeln und der Deutschen Demokratischen 
Republik lleue rreunde zu erwerben. Auch an dIeser Stelle sei 
a11 den Persönlichkeiten und Organisationen, die sich in den 
vergangenen Jahren in den Ländern Nordeuropas so nachdrück­
lich für die gleichberechtigte Teilnahme der DDR am internatio­
nalen Leben und für die Freundschaft zwischen unseren Völkern 
eingesetzt haben, aufrichtig und herzlich gedankt. Wir sind 
gewHj, datj unsere Freunde in diesen Staaten unter den neuen 
politischen Voraussetzungen des Verhältnisses zwischen unseren 
Ländern neue Möglichkeiten finden und nutzen werden, die 
Beziehungen zwischen ihren Staaten und der DDR mit Leben zu 
erfüllen. 

Auf Schritt und Tritt werden unsere ausländisdlen Gäste sidl 
von den Vorzugen des Sozialismus überzeugen können. In der 
Praxis werden sie bestätigt finden, was der Erste Sekretär des 
Zentt'alkomitees der SED, unser Freund Erich Ho n eck er, auf 
der 9. Tagung des Zentralkomitees der SED erklärt bat: "Der 
Sozialismus hat nicht nur eindrucksvolle Daten groljer ökono­
mischer und technischer Leistungen aufzuweisen, el' zeichnet sich 
insbesondere durch die Sicherheit des Lebens des werktätigen 
Volkes aus. Die Sicherheit des Arbeitsplatzes, die Gewährleistung 
einer guten Bildung für alle, die Gleichberechtigung der Frau, 
eine umfassende Gesundheitsfürsorge, die Durchsetzung der 
Grundrechte der jungen Generation, mensch~nwürdige Bezie­
hungen untereinander - a11 das sind Vorzüge, die nur der 
Sozialismus schaffen kann. Das ist eben keineswegs zufällig so, 
sondern Ausdruck einer Gesetzmäljigkeit, denn im Sozialismus 
steht der arbeitende Mensch im Mittelpunkt allen Denkens und 
HandeIns. " Den Beweis für diese Feststellungen Erich Honeckers 
finden unsere Freunde aus den nordeuropäischen Staaten bei der 
diesjährigen Ostseewoche, wenn sie in Betrieben und Genossen­
schaften, in den Städten und Dörfern des Ostseebezirks mit den 
Bürgern unseres Staates ins Gespräch kommen. Von sicherer 
Position aus können wir mit ihnen über die Grundfragen unserer 
Zeit, über die Perspektiven unserer gesellschaftlichen Entwick­
lung und über die Erfolgsaussichten des Kampfes um Frieden 
und Sicherheit diskutieren, 

Der sozialistische Charakter unseres Staates - das ist die 
Grundlage für sein steigendes Ansehen in aller Welt und für die 
ständige Stärkung seiner internationalen Autorität. Das weltpoli­
tische Ansehen unserer Republik beruht auf den Leistungen der 
Werktätigen für die allseitige Gestaltung der entwickelten sozia­
listischen Gesellschaft. Es beruht auf dem Kampfbündnis der 
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DDR mit der Sowjetunion und den anderen sozialistischen Freun­
desländern. Es gründet sich auf die geradlinige Friedenspolitik 
unserer Republik, die ihr das Vertrauen der friedliebenden Völ­
ker eingetragen hat. Aus diesen Feststellungen, die jeder von 
uns aus eigener Erfahrung bekräftigen kann, el'gibt sich zugleich 
die Antwort auf die Frage, was zu tun ist, um das Gewicht 
unserer sozialistischen Friedensrepublik in der weltweiten Aus­
einandersetzung zwischen den Kla:osenkräften noch stärker in der 
Waagschale des Friedens und des Fortschritts zur Geltung zu 
bringen, 

Auch künftig werden wir in unserem Kurs auf Frieden und 
europäische Sicherheit unbeirrt und initiativreich fortfahren. 
Auch weiterhin werden wir unsere Zugehörigkeit zur Gemein­
schaft der sozialistischen Staaten, deren Kernland die Sowjet­
union ist, als das Wichtigste Unterpfand für das weitere Voran­
schreiten auf dem Wege des Sozialismus und des Friedens 
betrachten und uns noch enger in das sozialistische Bruderbünd­
nis auf allen Gebieten integrieren. 

Unser wichtigster Beitrag zur Stärkung der internationalen 
sozialistischen Gemeinschaft und der weltweiten Front des 
Kampfes gegen den Imperialismus ist und bleibt die Tat für das 
weitere Erstarken und Erblühen unseres sozialistischen Vater­
landes. In der 9. Tagung des Zentralkomitees der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands, der bewährten Führungskraft unse­
res Volkes, wurde Zwischenbilanz über die Verwirklichung der 
Hauptaufgabe gezogen, die der VIII. Parteitag der SED beschlos­
sen hat. Von einem groljen Aufschwung in der Arbeitsfreude und 
in den Leistungen der Werktätigen konnte Eddl Honecker spre­
chen, von wichtigen Fortschritten bei der Erhöhung des materiel­
len und kulturellen Lebensniveaus der Bürger, Das entspricht 
dem Sinn des Sozialismus: alles zu unternehmen für das Wohl 
des Menschen, für das Glück des Volkes, für die Interessen der 
Arbeiterklasse und aller Werktätigen. 

Unmittelbar vor der 9, Tagung des Zentralkomitees der SED 
beriet Erich Honecker in einem herzlichen und offenen Gespräch 
mit den Vorsitzenden der befreundeten Parteien über die bis­
herige und die künftige Durchführung der Linie, die der VIII, 
Parteitag der SED für die Innen- und Au6enpolitik· der Deutschen 
Demokratischen Republik vorgezeichnet hat. Das ist ein weiterer 
sichtbarer Beweis für das enge und unlösbare Vertrauensverhält­
nis zwischen allen gesellschaftlichen Kräften, die unter der Füh­
rung der SED im festen Bündnis dm' Nationalen Front der DDR 
kameradschaftlich und mit gemeinsamen ~Zielen für die Entwick­
lung der sozialistischen Gesellschaft zusammenwirken, 
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Notwendig ist es nun, die Planaufgaben dieses Jahres auf 
allen Gebieten zu erfüllen und zu übertreffen, weiterhin hohe 
Ergebnisse in Wissenschaft, Technik und Produktion 'zu errei­
dlen, insbesondere eine wachsende Effektivität und Kontinuität 
der ökonomischen Entwicklung zu sichern, damit in unser aller 
Interesse weitere Erfolge bei der Lösung der Hauptaufgabe er-

~ zielt werden können. Dafür hat die 9. Tagung des Zentralkomi­
tees der SED realistisch und zielbewufjt den Weg gewiesen. 
Gleichzeitig hat sie unseren Blick auf die Aufgaben gelenkt, die 
auf lange Sicht in den nächsten eineinhalb bis zwei Jalu'zehn­
ten zu bewältigen sind, um die friedenserhaltende und zukunfts­
gestaltende Kraft des Sozialismus in Europa und in der Welt 
unüberwindlich werden zu lassen. Solches Wissen um die grofjen 
Ziele der Entwiddung bis zum Jahre 1990 im nationalen und 
infernationalen Bereich bestärkt unsere Entschlossenheit zu neuen 
Initiativen im sozialistischen Wettbewerb am Arbeitsplatz ebenso 
wie in der vielfältigen gesellschaftlichen Tätigkeit del' Volksver­
tretungen und der Aussdlüsse der Nationalen Fronc, im Wirken 
unserer Parteien und Organisationen und nicht zuletzt in der 
Gewinnung der Bürger für den Wettbewerb um schönere Städte 
und Gemeinden, um bessere Arbeits- und Lebensbedingungen rur 
uns alle und für jeden einzelnen. 

In dieser Aktivität für eHe weitere Verwirklichung der innen­
und au.genpolitisdlen Linie der Partei der ArbeHerklasse und der 
gesamten Nationalen Front wird uns die 16.0stseewoche weiter 
voranführen. Ihre Veranstaltungen fügen sich ein in die Vor­
bereitung auf zwei weitere gro.ge gesellschaftliche Ereignisse, die 
dem zweiten Halbjahr dieses bedeutsamen Jahres 1973 politisch 
weithin das Gepräge geben werden: auf die X. Weltfestspiele der 
Jugend und Studenten, die in zweieinhalb Wochen in unserer 
Hauptstadt beginnen werden, und auf den Weltkongrefj der 
Friedenskräfte, der zwei Monate später in Moskau zusammen­
treten wird. Diese beiden gragen Manifestationen der fort­
schrittlichen und friedliebenden Weltöffentlichkeit werden Zeug­
nis ablegen von der unaufhaltsam wachsenden Macht und Ge­
schlossenheit a11 der Kräfte, die zum Kampf für eine friedliche 
und lebenswerte Zukunft der Völker angetreten sind. Wir Bürger 
der Deutschen Demokratischen Republik sind stolz und glück­
lich, zu dieser weltumspannenden Gemeinsdlaft del'er zu gehö­
ren, die das Gesicht der Welt unserer Tage neu prägen. 
Zielsicher und erfolgsgewi.g schreiten wir auf dem guten Wege 
des Sozialismus und des Friedens weiter voran. Damit leisten 
wir unseren Teil zum Gelingen der Sache, der auch die 16. Osb 
seewoche zu dienen hat: zum Frieden und zur Sicherheit für 
die Völker Europas. 
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